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...i ________ ‘ " In dem Rechtsstreit

vel‘kündet
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am 26° Januar 1965
Kläger und Revisionskläger,

gegen

Beklagten und Revisionsbeklagten,

hat der 9„ Senat des Bundessozialgerichts auf

die mündliche Verhandlung vom 26° Januar 1965,

an der mitgewirkt haben

Senatspräsident ' Dr‚ w e i &
als Vorsitzender,

Bundesrichter * Dr° M a i s c h und

Bundesrichter ' S c h i n d l e r
' als weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichter Dr° T 6 p f e r und

Bundessozialrichter R e i 3

als ehrenamtliche Richter,

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des

Landessozialgerichts Niedersachsen vom 13° Fe—

bruar 1964 aufgehoben„‘

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Ent—

scheidung an das Landessozialgericht zurückver—

wiesen°
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G r ü n d e
...-- _.— -» .„_‚.‚__-. .. _‚ _ __

Mit Bescheid vom 8, März 1948 wurden beim Kläger nach der

Sozialversieherungsdirektive Nr. 27 schwere Merkfähigkeits—

störungen Und Schwindclanfälle nach Hirnsehädigung bei

Sehädelbasisbrueh als Wehrdienstbeschädigung mit einer Min—

derung der Erwerbsfähigkeit (MdB) um 70 VOB, anerkannt° lm

Umanerkennungsbescheid nach dem Bundesversorgungsgesétz

(BVG) vom 190 September 1951 wurden als Sehädigungsfolgen

nur noch mäßige Hirnleistungsschwäehe mit Übererregbarkeit

im Gefäßzentrum des Gehirns nach Kopfverletzung mit Hirn—

beteiligung mit einer MdE um 50 v„H° anerkannt° Im April

1955 stellte der Kläger einen Versehlimmerungsantrag, wor—

_auf ärztliche Befundberiehte beigezogen wurden; aus einem

Gutachten vom 11° Januar 1952 ergab sich, daß der Kläger

wegen der Folgen eines Verkehrsunfalls vom Mai 1950 mit

Kopfprellung und Gehirnerschütterung untersucht und dabei

keine wesentlichen Folgen festgestellt wurden„ Das Gutach—

ten des Dr° crzxtxxr vom 70 August 1955 war der Auffas—

sung, daß zur abschließenden Beurteilung des Umfangs der

Hirnschüdigung eine nervenklinische Untersuehung erforder—

lich sei, da Folgen der Kolbensehlagverletzung von 1945,

des Verkehrsunfalls von 1950 und einer vorhandenen Lues

vorlägen und der Kläger eine Bneephalographie und Lumbal—

punktion verweigere. Mit Bescheid vom 10, Oktober 1955

w*rde der Erhöhungsantrag abgelehnt, weil es an einer we—

sentlichen Änderung fehle und die Lues keine Schädigunge—
folge sei° Im Widerspruchsverfahren machte der Kläger gel"

tend, er sei 1942 oder 1943 in Wilhelmshaven bei einem

Bombenangriff verletzt und bewußtlos geworden° Nach ein—

gehenden Ermittlungen hielt das Landesversorgungsamt am

14° Februar 1956 die Einleitung eines Berichtigungsverfah—

rens für notwendig° Mit dessen Zustimmung erließ das Ver—

sorgungsamt (VersorgA) am 26„ April 1956 einen auf @ 41

des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VeerG) gestützten Be—

richtigungsbescheid, mit dem die Bescheide vom 80 März
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1948 und 190 September 1951 aufgehoben und der Versorgungs-

antrag abgelehnt wurden° Der Kläger habe verschwiegen, daß

er bereits 1933 und 1934 je eine Gehirnersehütterung und

1936 einen Schädelbrueh erlitten habe° Mit Bescheid vom

9° Juni 1956 forderte das VersorgA den Betrag von

40354,90 DM zurück° Die Widersprüche gegen die Bescheide vom

26° April 1956 und 9. Juni 1956 wurden zurückgewieseno Wäh-

rend des Klageverfahrens erließ das VersorgA den Bescheid

vom 27° Dezember 1960, mit dem es die Aufhebung der Bewil-

ligungsbeseheidc sowie die Ablehnung des Rentenanspruehs

auch auf 5 42 Abs° 1 Nr° 3 und 9 VeerG stützte° Das 80—
zialgericht (SG) hob nach Anhörung des Dr. Wilsch mit Ur—
teil vom 8„ März 1961 die Beseheide hinsichtlich der Rückfor-

derung auf und wies im übrigen die Klage ab. Hiergegen haben

sowohl der Beklagte als auch der Kläger Berufung eingelegt°

Mit Urteil von 13° Februar 1964 hob das Landessozialgerieht

(LSG) auf die Berufung des Beklagten das SG—Urteil auf, so—

weit es die angefochtenen Bescheide aufgehoben hat, und

wies auch insoweit die Klage ab. Die Berufung des Klägers

wurde zurückgewiesen„ Die Voraussetzungen des @ 42 Abs° 1

Nr„ 3 VeerG seien erfüllt. Es sei zwar trotz mehrfach ab—

weichender Angaben des Klägers nicht ausgeschlossen, daß

vereinzelte Kampfhandlungen in der Nähe des Hämeler Waldes

im April 1945 stattgefunden haben, weshalb nicht mit Sicher—

heit feststehe, daß der Kläger die Verwundung nicht erlitten

habe„ Der Kläger habe jedoch seine Unfälle von 1934 und

1936 im Rehtenantrag 1946 und auch 1947 gegenüber Dr° Korten
verschwiegen° Er habe zumindest 1934 einen folgensehweren
Unfall erlitten und diesen wissentlieh verschwiegen° Aus

den Personalakten ergaben sich mehrfache Arbeitsunfälle und

Behandlungen wegen eines ”Kopfleidens"; für 1933 und 1934

habe er Gehirnersehüttcrungen und für 1936 einen Schädel-

bruch gegenüber dem Amtsarzt in Stadthagen angegeben° Durch

das Gutachten der Universitätsnervenklinik Göttingen

vom 31. Oktober 1934 sei jedenfalls erwiesen, daß
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der Kläger am 16° Mai 1934 eine schwerer wiegende Kopfver—
letzung mit Schädelbasisfraktur erlitten habe° Wenn auch
bei der UnterSUChung in Göttingen kein krankhafter Befund

Objektiviert werden sei, so habe der Kläger hier doch er—
hebliche SChWindelerscheinungen und Kopfschmerzen angegeben°
1935 habe er gegenüber dem Jugendamt behauptet, sein Gedächt—

nis Habe durch den schweren Schädelbruch sehr gelitten° Bei
seinen wiederholten dahingehenden Behauptungen habe es sich

nicht um 30hut2behauptungen gegenüber Unterhaltsansprüchen
seines unohcliQhen Kindes gehandelt, Nach Dr, wzzzz■.könne

auch nicht 8nanommen werden, daß der Kläger diese Tatsachen
vergessen haben könne; er habe vielmehr, wie seine Anhörung

vor dem SG am &, März 1961 beweise, ein voll erhalten ge—

bliebenes Gedächtnis, Da der Kläger sonach für die Entschei—

dung wesentliche Tatsachen verschwiegen habe, seien die Vor—

aussetzungen des 5 42 Abs, 1 Nro 3 VeerG erfüllt, Auch die
Voraussetzungen der Ziffo 9 dieser Vorschrift seien gegeben,

da die Akten des Jugendamts Rinteln und die Personalakten
der Marinewerft Wilhelmshaven Urkunden seien, die eine ande—

re Entscheidung herbeigeführt haben würden und schon am
8, März 1948 VOrhanden gewesen seien, Das Verfahren nach
5 42 VeerG sei auch rechtzeitig, nämlich schon mit Verfü—

gung von 29, Dezember 1955, Zumindest aber am 3, März 1956

eingeleitet werden° Damit sei die Dreimonatsfrist gewahrt,

D88501b9 89130 für die Fünfjahresfrist, da nach der Änderung,
die @ 43 Abs, & Satz 2 VeerG durch das 10 Neuordnungsgesetz

vom 27, Juni 1960_(BGB1 1 475) erfahren habe, zumindest die

rechtshängigen Fälle aus der Zeit vor dem Inkrafttreten die—
ser Änderung noch nach 5 42 neu geprüft werden könnten, Die

materiell—rechtliche Prüfung ergebe, daß der Kläger nicht

an SChädigungSfolgen leide, Die Schädigungen durch einen
Bombenangriff 1942 oder 1943 seien nicht erwiesen, Auch die
Angabe über den Kolbenschlag beim Hämeler Wald sei nicht
glaubhaft, Sie werde vom Senat jedoch vorsorglich unter—
StOllte AngC—‘Siehtsder Ablehnung eines Luftencephalogramms
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usw° sei es nicht möglich, bei den verschiedenen anderen

in Betracht kommenden Ursachen (Luss, Unfall 1934) die

Wahrscheinliehkeit einer Schädigungsfolge festzustellen„

.Die neue Feststellung wirke - für die Zeit vor dem

1° April 1955 nach den Grundsätzen des allgemeinen
Verwaltungsrechts

— bis April 1946 (Antragstellung) zu—

rück. Auch der Rückforderungsbescheid vom 27° Dezember

1960 sei wegen Verschweigens reehtscrheblicher Tatsachen
nach 5 47 VeerG begründet. Die Rückforderung verstoße

auch nicht gegen Treu und Glauben° Die Prüfung, ob die

Voraussetzungen des 5 41 VeerG ebenfalls verlagen, er—

übrige sich"

Mit der nicht zugelassenen Revision rügt der Kläger Ver—

letzung der @@103, 106, 128 des Sozialgerichtsgesetzes
(SGG)° Ein Versehweigen müsse mehr bedeuten als ledig—
lich ein Nichtmitteilen° Das angefochtene Urteil enthalte
keine Feststellungen über einen Unfall im Jahre 1936„ Hin—

sichtlich des Unfalls von 1954 habe das LSG das Zitat ”der

Kläger habe aber erhebliche Schwindelerseheinungen und

Kopfschmerzen angegeben" zu
Unrecht

aus dem Göttinger

Gutachten vom 31° Oktober 1934 entnommen; darin stehe das

Gegenteil° Damit sei 5 128 SGG verletzt„ Die nach 1945
festgestellten neurologischen Befunde ergäben ein ganz
anderes Bild als das Gutachten von 1934 (schwere Merk-

fähigkeitsstörungen, Schwindelanfälle, Ängstliehkeit, ge—
genüber früher mäßigen intellektuellen Fähigkeiten)° Dr°
Ke„„_„ habe daher Folgen beurteilt, die aus einem nach

1934 aufgetretenen Ereignis herrühren müßten° Zu Unrecht
habe das LSG unter Bezugnahme auf Dr° Wi wwwzeine Ver—

geßlichkeit des Klägers verneint° Dr° Wi„ :r:habe sich

dazu nicht geäußert, aber zutreffend festgestellt, der

Kläger benutze äußere Einwirkungen zur "Flucht in die

Krankheit"° Eine solche Situation sei weit entfernt von

der eines Menschen, der wichtige frühere Ereignisse zur
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Erlangung eines Vorteils verschweige° Die Anhörung vor dem

SG erwecke keineswegs den Eindruck, daß der Kläger ein voll

rhalten gebliebenes Gedächtnis besitze° Hätte das LSG wei—

tere Ermittlungen angestellt, so hätte sich ergeben, daß

der Kläger bis nach dem Unfall von 1934 Notstandsarbeiten

in Form von Erdarbeiten geleistet habe, woraus auf das

Nichtvorliegen” von Unfallfolgcn zu schließen sei; er wäre

auch sonst nicht 1940 kv gemustert werden, Objektiv habe

also keine Schädigung von Krankheitswert mehr vorgelegen,

weshalb im vorliegenden Fall auch kein Versehweigen im Sin—

ne des © 42 VeerG vorliegeo Das LSG habe auch verkennt,

daß der zweifellos hirngeschädigtc Kläger Irrtümern leich-

ter unterliege° Die A„ten des Jugendamts und die Personal—

akten seien angesichts der eindeutigen Beurteilung im Göt—

tiiger Gutachten keinesfalls geeignet gewesen, eine andere

Entscheidung herbeizuführen, weshalb auch die Vorschrift

der Nr. 9 des 5 42 Abs° 1 VeerG nicht zum Zuge kommeo Der

Kläger beantragt, unter Aufhebung des Urteils des LSG die

Berufung des Beklagten gegen das Urteil des SG zurückzuwei—

sen, weiterhin dessen Urteil vom 8, März 1961 abzuändern

und den Widerspruehsbescheid in vollem Umfang sowie die

Bescheide vom 26° April 1956 und 27, Dezember 1960 aufzu—

hebcn, hilfsweise, die Sache an das LSG zurückzuverweisen°

Der Beklagte beantragt, die Revision als unzulässig zu ver—
werfen, hilfsweise, sie als unbegründet zurückzuweisen° Ein

wesentlicher Verfahrensmangel liege nicht vor,

Die Revision ist form— und fristgerecht eingelegt und be—

gründet werden und auch statthaft, da der Kläger einen we—

ntlichen Verfehrensmangel rügt, der vorliegt (55 162G

Abso 1 Nr, 2, 164, 166 SGG)°

Das LSG hat aus dem Gutachten der Universitätsnervenklinik

Göttingen vom 31, Oktober 1934 entnommen, der Kläger habe

dort Forhebliche Schwindelerscheinungen und Kopfschmerzen
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angegeben"° Eine solche Feststellung ist jedoch, wie die

Revision mit Recht rügt, in diesem Gutachten nicht ent—

halteno Es heißt dort im Gegenteil, der Kläger habe night

über Kopfschmerzen und Schwindelanfälle, welehe häufig

als Folgeerscheinung einer Gehirnerschütterung gesehen

würden, geklagto Auf die Frage nach Schwindelanfällen

habe er geantwortet: ”Ich gehe nur zeitweise mal irgend—

wohin und weiß dann nicht, was ich tun wollte"° Das

spricht nur für eine Vergeßlichkeit, die auch näher be—

schrieben ist" Zu der Vergeßlichkeit hat das Gutachten

aber, worauf die Revision zutreffend hinweist, ausgeführt,

daß der Kläger derartige Ausfälle der Merkfähigkeit und

des Allgemeinwissens seit dem Unfall habe, "scheint uns

239Di den Tatsachen zu entsprechen"° Insoweit hat das Gut—
achten auf die recht mäßigen intellektuellen Fähigkeiten

(zweimaliges Sitzenbleiben in der Volksschule) hingewiesen°

Im Gutachten heißt es weiter, daß der Kläger seit Septem—

ber l934 wieder freiwillig als Notstandsarbeiter arbeite,

und etwas später, daß er dieser Arbeit ohne besondere Be-

schwerden nachgehe° Das LSG hätte daher die zusammenfas—

sende Feststellung im Gutachten vom Bl, Oktober 1934, daß

jetzt Unfallfolgen, welche eine nennenswerte Erwerbsbeschrän—

kung ausmachen, beim Kläger night_gehr_yprhanden_sind, ge—
bührend würdigen müssen° Wenn es statt dessen angenommen
hat, daß der Kläger 1934 noch Unfallbeschwerden angegeben

habe, die Unfallfolgen also weiter bestanden hätten und

der Kläger diese infolgedessen noch fast zwölf Jahre spä—

ter bei Antragstellung 1946 wissentlich verschwiegen habe,

so hat es damit das Gesamtergebnis des Verfahrens, insbe—

sondere den Inhalt des Gutachtens nicht hinreichend bzw„

zutreffend gewürdigt und deshalb gegen 5 128 SGG verstoßen°

Diese Rüge macht die Revision bereits statthaft, weshalb

nicht mehr geprüft zu werden brauChte, ob auch die weite—

ren Verfahrensrügcn durchgreifen° Die Revision ist auch
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begründet, Für die Entscheidung des LSG kam es wesentlich dar—

auf an, ob 1946 noch Unfallfolgen aus 1934 — weitere Schädel-

verletzungen (durch Unfälle) hat das LSG außer Betracht

gelassen — vorlegen, die der Kläger verschwiegen bzw° als für

die Entscheidung wesentliche Tatsachen im Sinne des @ 42

Abs° 1 Nr, 3 VeerG erkannt hat und deshalb angeben mußte,

Angesichts des dem LSG unterlaufencn Verfahrensmangels be—

steht dcher die Möglichkeit, daß es bei verfahrensrechtlich

einwandfreier Würdigung des Gutachtens zu einem anderen Er—

gebnis gelangt wäre° Denn auch der weiteren Feststellung des

LSG, daß die Erklärungen des Klägers, die er in den Jahren

nach 1934 über seine Ausfallserscheinungen abgegeben habe

(z.B° an das Jugendamt in Rinteln und die Marinewerft Wil—

helmshaven), mit dem Göttinger Gutachten "in Übereinstimmung"

stünden, ist wegen der unzutreffenden Würdigung dieses Gut—

achtens die Grundlage entzogen° Dies ist gleichzeitig für die

Frage von Bedeutung, ob die in den Jugendamts— und Personal-

akten enthaltenen Erklärungen des Klägers gegenüber dem hin—

reichend eindeutigen Inhalt des Göttinger Gutachtens noch Ur—

kunden im Sinne des 5 42 Abs, 1 Nr° 9 VeerG darstellen, die

eine gndg;g Entscheidung herbeigeführt haben würden, Das ange—
fochtene Urteil war sonach, da es auf dem wesentlichen Ver-

fahrensmangel beruht, aufzuheben°

Der Senat konnte in der Sache nicht selbst entscheiden, da

die tatsächlichen, für die Entscheidung wesentlichen Fest—

stellungen dcs LSG nicht in verfahrensrechtlich einwandfreier

Weise zustande gekommen sind° Die Sache war deshalb zur er—
neuten Verhandlung und Entscheidung an das LSG zurückzuver—

weisen (@ 170 Abs° 2 Satz 2 SGG)„_

Das LSG wird bei seiner erneuten Entscheidung zu erwägen ha—

ben, daß der Kläger im Vordruck zur Gewährung von Versorgung

nicht gefragt werden ist, ob er früher einmal einen Unfall

solchen Antrag gestellt hat, Das konnte er möglicherweise mit

Recht verneinen° Das LSG wird auch seine Annahme über ein

_9_
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voll erhalten gebliebenes Gedächtnis des Klägers angesichts

des Gutachtens von Dr° K3332: vom 24° Juli 1947, das schwere

Merkfähigkeitsstörungcn festgestellt hat, überprüfen bzwc

näher dartun müssen, aus welchen überzeugenden Gründen Dr°

W;m::: 1961, also fast l4 Jahre später, kurzerhand auf das

Gegenteil hinsichtlich des 1947 bestehenden Zustandes
schließen durfte° Nach der Rechtsauffassung des LSG kam es

bei der Frage der Merkfähigkeit bzwo des Gedächtnisses des

Klägers nicht auf den 1961, sondern auf den 1946 und 1947

bestehenden Zustand ano Zur Frage der Fristen des 5 43 VeerG

wird das LSG unter Umständen schließlich noch die Entschei-

dung des erkennenden Senats vom 26° Mai 1964 in SozR VeerG

@ 43 Nr„ 1 zu beachten haben°

Nach alledem war, wie geschehen, zu erkenncno

Die Entscheidung über die Kosten bleibt der das Verfahren

abschließenden Entscheidung vorbehaltcno
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